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1 Gründe für eine neue Bildungskultur in Bayern 
 
Grund 1:   
1% der Schüler verlassen die Schule ohne Abschluss, nur 1 % erreichen das Abitur  
 
Abschlüsse 

• Insgesamt verlassen 1,1 % der bayerischen Schüler/innen  (,%  Hauptschü-
ler) die Schule ohne Abschluss. ,% erreichen einen Hauptschulabschluss. 
,% haben einen mittleren Abschluss. ,% erhalten die Fachhochschulreife 
und 1,% die Hochschulreife. 

• Auch die Anzahl der Schulabgänger mit Hochschulreife (Fachhochschule und All-
gemeine Hochschulreife) stagniert.  11: ,%,   : ,%,  1: ,%. 

• Die regionalen Unterschiede sind auch z.Z. hier noch sehr deutlich: Oberbayern: 
,%, Niederbayern: ,%. 

• Trotz des kontinuierlichen Anwachsens der Schüler/innen, die den mittleren 
Schulabschluss erreichen, bleiben die regionalen Unterschiede deutlich: Nieder-
bayern: ,%, Mittelfranken: ,%. 

 
In Gutachten der OECD und der PISA-Auswertung wird für die Industrieländer eine Abitu-
rientenquote von  % gefordert! In Finnland verlassen  mehr als %  eines Jahrgangs 
die Schule mit dem Abitur. Im Vergleich zu anderen Bundesländern und vor allem auch  
zu Ländern mit PISA- Spitzenplätzen schöpft Bayern nach wie vor seine Bildungsreserven 
mit ca. % Abiturienten, % Schulabgängern mit mittleren Bildungsabschlüssen und 
% Hauptschulabsolventen mit qualifizierendem Abschluss nur sehr ungenügend aus. 
Abiturientenquote  in Bayern landesweit (seit 1 stagnierend bis rückläufig): 
1: , %,    1: 1,%,   1: 1,%,   : 1,%,   1: 1,% 
Übertritte von der Grundschule zum Gymnasium in Bayern (insgesamt seit 1/1 
stagnierend bis rückläufig). 
1/: 1,%,  1/1: ,%,   1/: ,%, /: ,% 
Quelle: Schule und Bildung in Bayern (Veröffentlichung des Kultusministeriums) 
 
 
Grund :  
„Pro Jahr bleiben . Schüler sitzen (geschätzte Kosten:  Mio. Euro).“ 
 
 besuchten . Schülerinnen und Schüler in Bayern eine Volksschule  
(GS: .1, HS: .) 
davon mussten 1. Schüler-/innen die Klasse wiederholen (= ,1 Prozent) 
 
1. Schüler besuchten eine Realschule 
davon mussten . Schüler-/innen die Klasse wiederholen (11,1 Prozent) 
 
. Schüler besuchten ein Gymnasium 
davon mussten 1. Schüler-/innen die Klasse wiederholen (,1 Prozent) 
Insgesamt fielen in Bayern in diesen Schulen  .1 Schülerinnen und Schüler 
durch. 
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Setzt man durchschnittliche Aufwendungen von . Euro pro Schüler und Jahr an, so 
kostet das Sitzenbleiben in Bayern rund  Mio. Euro im Jahr. Geld, das in Fördermaß-
nahmen für versetzungsgefährdete Schülerinnen und Schüler mit Sicherheit besser an-
gelegt wäre. 
Quelle: GEW Unterfranken; sowie: Schule und Bildung in Bayern  (Veröffentlichung 
des Kultusministeriums) 
 
 
Grund :  
„Leistungs- und Auslesedruck verhindern eine individuelle Förderung der Schüler.“ 
 
Nachhilfe 
Eltern geben immer mehr und immer früher Geld für individuelle Förderung aus. Die von 
Prof. Klaus Klemm von der Universität Essen erarbeiteten Zahlen für ganz Deutschland 
aus dem Ende der er Jahre (1 Millionen Euro pro Woche) sind weiter gestiegen. Eltern 
geben mittlerweile mehr als  Milliarden Euro pro Jahr für Nachhilfe für ihre Kinder aus. 
Jeder fünfte Schüler in Deutschland bewältigt den Unterrichtsstoff nur noch mit Nachhil-
fe. 
 
Quelle: Umfrage von Infratest für Focus Schule 
 
Abbrecherzahlen 
Immer mehr Schülerinnen und Schüler machen in der Schulart, in der sie in der . Klasse 
gestartet sind, nicht ihren Abschluss. Vor allem am Gymnasium und an der Realschule ist 
das ersichtlich.  
Von .1 Schülern die im Schuljahr 1/ das Gymnasium verlassen haben, haben 
1. Schüler das Abitur nicht erreicht, sondern sind an andere Schularten gewechselt.  
An den Realschulen verließen im Schuljahr 1/ rund . Schüler (von 1.) 
die Schule, ohne dort einen Abschluss gemacht zu haben.  
 
Quelle: Statist. Landesamt Bayern, Statistische Bericht für Gymnasien und Realschule 
 
Grund : „Die Zahl der Klassen mit über  Schülern hat sich in den letzten Jahren ver-
dreifacht“ 
 
Im Schuljahr /1 besuchten rund 1. Schülerinnen und Schüler eine Klasse mit 
über  Personen. 
1/ gab es knapp . Klassen über . /1 gab es . Klassen über . Das 
sind 1 Prozent Steigerung. 
Grund- und Hauptschulen: 1/:  Klassen über ,  /1:  Klassen über . 
Realschulen: 1/: 1 Klassen über , /1: 11 Klassen. 
Gymnasien: 1/:  Klassen über ,  /1: 1 Klassen über . 
Bayern verfügt damit unter allen Bundesländern über die höchsten Schülerzahlen  in den 
Klassen. 
Quelle: BLLV Bayern, sowie: Schule und Bildung in Bayern 1 (Kultusministerium) 
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Die Durchschnittsklassenstärken in Gymnasien und Realschulen sind massiv gestiegen. 
Realschule:  Schüler-/innen, Gymnasium:  Schüler-/innen, die Höchststärken liegen 
bei bis zu  Schüler-/innen. 
Um eine Klassenhöchststärke von  Schülern an den Realschulen zu realisieren, braucht 
es  Mio. Euro. 
Quelle: Bay. Realschullehrerverband ( im Interview mit dem MM, Nr. 11) 
 

 Im Schnitt fehlt aktuell an jedem der  staatlichen Gymnasien in Bayern 1 Voll-
zeit-Lehrkraft. 

 Es herrscht zum Teil ein extremer Mangel an Fach-Lehrkräften (Mathematik, Phy-
sik, Sprachen). 

 Gleichzeitig haben rund . fertig ausgebildete Junglehrer keinerlei Jobange-
bot erhalten, stehen „auf der Straße“. 

 
Quelle: Presseveröffentlichungen; AG Bayerischer Junglehrer 
 
Grund :  
„Bildungsungerechtigkeit und soziale Herkunft prägen die gesamte Schul-karriere.“ 
 

"Deutschland und die Schweiz gehören zu den Ländern mit den größten Unter-
schieden in der Lesekompetenz von Jugendlichen aus höheren und niedrigeren 
sozialen Schichten. Die Differenz beträgt in Deutschland mehr als eineinhalb 
Kompetenzstufen oder 1, Standartabweichungen.“ 
Quelle: Baumert, Klieme, Neubrand: Pisa, Schülerleistungen im internationalen 
Vergleich, im Auftrag der Kultusminister der Länder der Bundesrepublik Deutsch-
land, S. 

 
Abiturientenquote 
In Gutachten der OECD und der PISA-Auswertung wird für die Industrieländer eine Abitu-
rientenquote von % gefordert! In Finnland verlassen mehr als % eines Jahrgangs die 
Schule mit dem Abitur. Im Vergleich zu anderen Bundesländern und vor allem auch  zu 
Ländern mit PISA- Spitzenplätzen schöpft Bayern nach wie vor seine Bildungsreserven 
mit ca.  % Abiturienten,  % Schulabgängern mit mittleren Bildungsabschlüssen und 
% Hauptschulabsolventen mit qualifizierendem Abschluss nur sehr ungenügend aus. 
 
Regionale Quoten 
Zum Problem der geringen Bildungsbeteiligung in Bayern kommen erschwerend die re-
gionale Unterschiede bei den Zugängen zu den weiterführenden Schulen und zu den 
erreichten Abschlüssen (z.B. Hochschulreife: Differenz zwischen Ober- und Niederbayern 
= , Prozentpunkte).  
 
Diese Unterschiede sind in den letzten  Jahren nur wenig verändert worden. Grund-
sätzlich haben Regionen mit niedriger Abiturientenquote einen recht hohen Realschüler-
/innen-Anteil. Neben den Ausbildungs- und Arbeitsplatzkapazitäten der Wirtschaft, die 
offensichtlich den Bildungswillen der Region beeinflusst, spielt immer noch die Erreich-
barkeit der weiterführenden Schulen eine große Rolle bei der Wahl des Bildungsganges. 
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Versorgung der Bezirke mit Realschulen  
(jeweils beste und schlechteste Ergebnisse) 
1/  Mittelfranken . Einwohner pro Schule   
   Schwaben .  “ 
1/   Mittelfranken .   “ 
   Niederbayern .  “ 
 
 
 
Versorgung der Bezirke mit Gymnasien 
1/         Unterfranken . Einwohner pro Schule 
                          Oberfranken  .    “ 
1/            Oberbayern .  “ 
                  Oberpfalz         .  “ 
 
Übertritte nach der . und . Klasse zum Gymnasium nach Regionen 
Die höchst unterschiedlichen Beteiligungsmöglichkeiten an weiterführenden Schulen 
(Gymnasium) werden hier besonders deutlich !! 
Starnberg      ,%  München Land  ,%   Bamberg           ,% 
Erlangen             ,%   München Stadt   ,%  Hassberge          ,% 
Deggendorf        ,%  Cham   ,%                           
  
Ausnutzung der Übertrittsoption nach Noten 
Die veröffentlichten Zahlen zeigen deutlich, dass die Übertrittsoption an das Gymnasium 
in Abhängigkeit von den Noten schichtenspezifisch ausgeschöpft wird. Bei Kindern von 
Freiberuflern liegt die Ausschöpfung der Übertrittsoption bei ,%, bei Beamtenkindern 
beträgt sie ,%, bei Kindern von Handel- und Gewerbetreibenden ,%, bei Angestell-
tenkindern 1,% und bei Bauernkindern nur ,1%. Es ist somit nach wie vor von einem 
durchaus beachtlichen, brachliegenden Bildungspotential vor allem bei den Arbeiter- und 
den Landwirtskindern auszugehen. 
  
Quelle: Daten aus der mündlichen Antwort  zur SPD LT-Anfrage über die Ursachen für 
regionale Unterschiede in den Bildungsabschlüssen vom 1.März  
 
Grund :  
„Das zentralisierte Schulwesen verhindert eigenständige Schulkonzepte vor Ort.“ 
 
Bayerns Schulsystem ist absolut zentralistisch organisiert. Den Schulen wird nahezu alles 
von oben - vom Kultusministerium in München aus direkt oder über den verlängerten 
Arm der Regierungen - verordnet, nahezu alles bedarf der Genehmigung. Daran haben 
die "Innere Schulentwicklung" und all die Modellversuche nichts geändert. Es wird zwar 
viel erprobt, jedoch wenig davon kommt vor Ort an und verbessert dort die Situation, 
weil weder die dazu nötigen Freiräume geschaffen, noch die nötigen Finanz- und Perso-
nalressourcen zur Verfügung gestellt werden. Das äußerst knapp bemessene Personal-
budget lässt den Schulen vor Ort keinen Spielraum für eigenständige Konzepte und die 
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Reaktion auf konkrete Probleme und Bedürfnisse vor Ort. Es fehlt das Vertrauen in die 
Schulen und der Mut, dort eigen-ständige Ansätze zuzulassen, um konkrete Lösungen 
vor Ort zu finden und umsetzen zu können. 
 
Dies haben auch unabhängige Untersuchungen belegt: 
 

 Das zentrale Schulmanagement ist stark zersplittert. Dies gilt für die Zwischen-
ebenen (Schulämter) ebenso wie für das zentrale Ministerium. Dadurch entsteht 
ein erhöhter Koordinationsaufwand, der nicht mehr zeitgemäß ist und leicht ge-
strichen werden kann. 

 Das gesamte Schulmanagement in Bayern ist auf Kontrolle nach unten angelegt. 
Notwendig wäre aber eine stärkere Ausrichtung auf Beratung und die Übertra-
gung von Zuständigkeiten an die Schulen im Sinne von mehr Eigenverantwor-
tung und größerer Selbständigkeit, sowohl im pädagogischer als auch verwal-
tungstechnischer Hinsicht. 

 Das zentralistische, auf Kontrolle angelegte bayerische Schulmanagement, bin-
det erhebliche Kapazitäten im administrativen Bereich, die somit für pädagogi-
sche Tätigkeiten verloren gehen. Notwendig ist aber z.B. eine Stärkung des Quali-
tätssicherungsmanagements und die Schaffung pädagogischer und verwal-
tungs-technischer Controlling- (nicht Kontrolle!) Systeme. 

 Das Schulmanagement in Bayern ist zu groß, zu teuer und entspricht nicht der 
modernen Schulentwicklung. Zu fordern ist deshalb der Rückbau der zentralen 
Schulverwaltung und der mittelzentralen Schulverwaltung  

 
Quelle: Roland Berger & Partner, Untersuchung der Bayerischen Schulverwaltung 
 
Die Schulen, deren Schulleiter und die dort tätigen Lehrerinnen und Lehrer hingegen 
kennen die Situation vor Ort am besten und wissen daher meist ziemlich genau, was 
getan werden müsste, um eine befriedigende Lösung zu finden. Da die Problemlage ü-
berall verschieden ist, können und müssen sich auch die Lösungen unterscheiden.  
 
Den Schulen muss die entsprechende Freiheit gewährt, und sowohl das nötige Personal 
wie auch das entsprechende Finanzbudget zur Verfügung gestellt werden, damit jede 
Schule ihr eigenes Konzept entwickeln und der speziellen Situation angepasst reagieren 
kann. Die daraus entstehende Vielfalt an Lösungen ist der Weiterentwicklung von Schule 
insgesamt sicher sehr dienlich und nicht etwa hinderlich. 
Beispiel: 
Eine Schule sollte sich entscheiden können, mit einem ganz eigenen Modell des zusätzli-
chen Samstagsunterrichts sich der besonderen Situation von Schülerinnen und Schülern 
aus Aussiedlerfamilien annehmen zu können, um z. B. deren Sprachkompetenz zu 
verbessern: An einer anderen Schule kann das gleiche Problem ganz anders angepackt 
werden. An einer weiteren Schule wäre es vielleicht erforderlich, sich besonders den 
Problemen von Kindern aus sogenannten sozial schwachen Familien anzunehmen. Die 
Reihe könnte beliebig fortgesetzt werden. 
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Grund : 
 „Lebenslanges Lernen“ wird immer wichtiger, aber in Bayern sträflich vernachlässigt.“ 
 
“Lernen” als Werkzeug zur Erlangung von Bildung findet seine Anwendung nicht nur an 
der Schule, der Lehrstätte oder an den Hochschulen. Als multifunktionales Werkzeug 
kann es in vielen Lebenslagen und Lebensphasen zum Einsatz gebracht werden. Folglich 
endet der Einsatz des “Bildungswerkzeugs Lernen” nicht mit dem Schulabschluss, einer 
erfolgreichen Berufsausbildung oder dem abgeschlossenen Studium. Vielmehr bilden die 
genannten Bildungsziele lediglich den markanten Abschluss einer Lernphase, der sich 
zwangsläufig die nächste Lernphase anschließt. Daher ist auch nicht alleine die Schule 
als Bildungsort anzusehen, sondern darüber hinaus auch im “Freizeitleben”. Im Kinder- 
und Jugendalter bietet hierbei vor allem die offene und verbandliche Jugendarbeit einen 
bedeutenden Ort zur Erlangung sozialer Kompetenzen. Gemeinschaftssinn, Teamfähig-
keit und Verantwortungsbewusstsein sind wesentliche Qualifikationen, die hier erlebt, 
ausprobiert und erlernt werden.  
 
Lebenslanges Lernen heißt das Schlüsselwort, wenn man auf dem Arbeitsmarkt mithal-
ten, einen Beruf- oder Schulabschluss nachholen oder sich einfach nur weiterbilden will.”  
Quelle: Bundesministeriums für Bildung und Forschung 
Die Veränderungen der Arbeitsbiographien mit vielfachen Wechseln der Arbeitsstellen, 
der Wunsch oder die Notwendigkeit des Wiedereinstiegs in das Berufsleben des zweiten 
Elternteils nach der Erziehungszeit oder die Integration von Zuwanderern nach Deutsch-
land sind nur einige Punkte die aufzeigen, dass “Lebenslanges Lernen” wichtiger gewor-
den ist und an Bedeutung noch gewinnen wird.  
Der Weiterbildungsbereich ist inzwischen auch in Bayern der größte Bildungssektor. In 
Bayern haben im Jahr  , Millionen Bürgerinnen und Bürger (zum Vergleich Schü-
lerzahlen aller Schulen, incl. berufliche Schulen im Schuljahr /1:  1, Mio.) an 
rund . Veranstaltungen der Erwachsenenbildungsträger teilgenommen. Das ist  
ein Teilnehmeranstieg gegenüber dem Jahr 1 um mehr als  Prozent.  
 
Quelle: Schule und Bildung in Bayern  (Kultusministerium) 
 
Der Blick in den Haushalt verdeutlicht, dass im Bildungssystem Bayern diesem Umstand 
nicht Rechnung getragen wird. 
Dem gestiegenen Bildungsinteresse in der Erwachsenenbildung stehen rück-läufige Mit-
tel aus dem Staatshaushalt gegenüber: 
Ausgabenanteil der Erwachsenenbildung an den Gesamtausgaben für Unterricht und 
Kultus:  1 ,%  

 ,%   
Quelle: Bayerischer Staatshaushalt 
 
Die Folge: Teilnehmer müssen  immer mehr Eigenbeteiligung  erbringen.  
Beispiel: VHS Bayern zur Finanzierung der Angebote 
Teilnehmerentgelte     % Anteil Kommunen   % 
Bund und EU   1 % Land Bayern    % 
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Dabei hat Bayern einen spezifisch bayerischen Weiterbildungsbedarf 
· Bayern hat im Vergleich zu anderen Bundesländern bei allen Schülerinnen und Schülern 
der . Klassenstufe den höchsten Anteil von Hauptschülern. Die Weiterbildungsberichte 
der Bundesregierung weisen auf erhebliche Disparitäten in der Bildungsbeteiligung hin. 
Je höher der Ausbildungsstand, desto größer in der Regel die Bildungsbereitschaft und 
das finanzielle Leistungsvermögen. Da die formale Schulqualifikation entscheidend für 
eine spätere Weiterbildungsteilnahme ist, ist es in Bayern besonders wichtig, bildungs-
fernere Personengruppen zur Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen anzusprechen. 
 

 In Bayern arbeiten die meisten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Betrie-
ben mit Betriebsgrößen von 1- Beschäftigten. Je kleiner der Betrieb, desto gerin-
ger die Zahl der Teilnehmer an Weiterbildungsmaßnahmen, bzw. innerbetriebli-
chen Fortbildungsangeboten. 

 In Bayern gibt es deutliche regionale Unterschiede bei der Wahrnehmung von 
Bildungsangeboten. Dies ist u.a. auf eine unterschiedliche Angebotsstruktur in 
den Regionen zurückzuführen. 

Quelle: Schule und Bildung in Bayern (Veröffentlichung des Kultusministeriums) 
 
Grund :  
„Frühkindliche Bildung in Bayern vernachlässigt - Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist 
noch immer nur schwer möglich.“ 
 

 Bayern ist im bundesweiten Vergleich Schlusslicht bei flächendeckenden Kinder-
tagesangeboten. So beträgt die Bedarfsdeckungsquote bei Krippen nur ,% und 
bei Horten ,%. Viele Kindergärten bieten keine Ganztagsbetreuung an.  
Quelle: Bayer. Landesamt für Statistik 

 
 Die PISA-Studie zeigt, dass die frühe Förderung von Kinder eine wichtige Grund-

lage für schulischen und beruflichen Erfolg ist. Mit individueller Förderung kann 
im kindlichen Alter schnell und effektiv begonnen werden. Dafür bedarf es in 
Bayern eines  verbindlichen Bildungs- und Erziehungsplan, der im Augenblick 
noch fehlt. 
 

 
Zusammenhänge zwischen umfassender Kinderbetreuung und Erwerbsbeteiligung von 
Müttern 

• Ein umfassendes Angebot an Plätzen in Kindertageseinrichtungen würde die Er-
werbsbeteiligung von Müttern intensivieren. 

•  Es gibt bei Müttern erhebliche Erwerbspotentiale, die nicht realisiert werden 
können, weil geeignete Betreuungsplätze für Kinder fehlen. 

•   Prozent der nicht erwerbstätigen Mütter mit Kindern bis zu 1 Jahren wün-
schen die Aufnahme einer Erwerbsarbeit. 

•  Diesen Wünschen der Mütter steht ein unzureichendes Angebot an Plätzen in 
der Kinderbetreuung entgegen. 

•  Jede zweite nicht erwerbstätige Mutter, deren jüngstes Kind im Kindergarten 
ganztägig betreut wird, plant “ganz sicher” eine Erwerbsaufnahme (bei Halbta-
gesbetreuung nur  Prozent).  
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•  Mütter mit Schulkindern, die ihre Wünsche nach Erwerbsarbeit durch umfas-
sende Betreuungsarrangements zumindest teilweise erfüllen können, sind mit 
den Möglichkeiten der Kinderbetreuung auch zufriedener. 

• Viele Familien sind mit dem gegenwärtigen Betreuungsangebot nicht zufrieden; 
der Wunsch nach einer Ausdehnung der Arbeitszeit ist besonders ausgeprägt bei 
Müttern, die keine umfassende institutionelle Betreuung für ihr jüngstes Kind 
finden können. 

•   Prozent der erwerbstätigen Mütter, die ihr jüngstes Kind im Kindergartenal-
ter halbtags institutionell betreuen lassen, wünschen sich eine Ausdehnung der 
Arbeitszeit; dieser Wunsch scheint im Alltag häufig am fehlenden ganztägigen 
Betreuungsangebot zu scheitern. 

•  Eine zeitlich umfassendere institutionelle Kinderbetreuung bei erwerbstätigen 
Müttern ist überproportional oft mit einem höheren Einkommen verbunden; so 
liegt der Brutto-Stundenlohn einer erwerbstätigen Mutter mit jüngeren Kindern 
bei ganztägiger Betreuung im Schnitt bei 1, Euro, bei halbtägiger Betreuung 
dagegen unter 1 Euro. 

•  Vorschulkinder, die ausschließlich durch Eltern betreut werden, leben überpro-
portional oft in Haushalten mit den geringsten Einkommen; Familien, deren 
jüngstes Kind in einer Krippe institutionell betreut wird, verfügen über monatlich 
, Euro netto; Dies ist ein um  Euro höheres Einkommen als das von Fa-
milien, die ihr jüngstes Kind alleine betreuen. 

•  Kinder aus finanziell und sozial schwachen Elternhäusern werden signifikant sel-
tener institutionell betreut. 

• Sozioökonomisch privilegierte Eltern können im Wettbewerb um die knappen 
Ganztagesplätze besser bestehen. Sie verfügen über finanzielle Ressourcen, die 
ihnen einen Chancenvorsprung beim Zugang zu den sehr knappen GT-Plätzen 
verschaffen. 

•  Eine zeitlich umfassendere institutionelle Kinderbetreuung ist nicht nur mit ei-
ner höheren Erwerbsbeteiligung der Mütter verbunden, sondern gleichzeitig mit 
einer höheren “Qualität” der Erwerbstätigkeit, gemessen am Einkommen der 
Mütter. 

•  Der Ausbau ganztägiger Betreuungsangebote würde volkswirtschaftlich vsl. 
nicht nur zu einer höheren Wertschöpfung der Mütter, sondern dadurch auch zu 
höheren Einnahmen für die öffentlichen Haushalte und die Sozialversicherungs-
träger führen. 

•  Die Struktur der Betreuungseinrichtungen limitiert das Erwerbspotential und 
steht einem Abbau sozialer Ungerechtigkeiten entgegen. 

•  Insbesondere einkommensschwache Familien und Kinder ausländischer Eltern 
machen überproportional selten von den Betreuungsangeboten Gebrauch; da-
durch werden wichtige Chancen einer besseren Integration vergeben. 

Quelle: Kurzzusammenfassung: Die wichtigsten Ergebnisse der Studie “Form der Kinder-
betreuung und Arbeitsmarktverhalten von Müttern in West- und Ostdeutschland”; Gut-
achten im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 
Juni ; PD Dr. Felix Büchel (Max-Planck-Institut für Bildungsforschung Berlin) und 
Dr. C. Katharina Spieß (DIW Berlin) 
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Grund :  
„Die Finanzierung der Bildung belastet Eltern und Kommunen immer stärker.“ 
 

• Lernmittelfreiheit wird gewährt gemäß Vorschriften des Art. 1 des Bay. Schul-
finanzierungsgesetzes. 

•  Auch wegen Art. 1 des BaySchFG bestehen bereits derzeit viele Ausnahmen. 
•  Eltern zahlen Arbeitshefte, Schnellhefter, Formelsammlungen, Zirkel, Kopiergeld, 

Taschenrechner, Atlanten, Sportkleidung, schulische Veranstaltungen, Schul-
landheim, Mittagsbetreuung, Schulwegkosten, Mittagessen, usw. 

•  Der Bay. Elternverband beziffert diese bereits jetzt bestehenden Kosten auf rund 
 Euro pro Schüler im Jahr. 

•  Nach aktuellen Überlegungen der Staatsregierung kommen nun u.U. folgende 
jährliche Kosten hinzu: Büchergeld ( Euro), Fahrgeld (11 Euro, s.u.) und Mittag-
essen (im G, 1 Euro). 

•  Ein Schuljahr am Gymnasium kostet die Eltern dann 1 Euro, an der Haupt-
schule  Euro. 

Quelle: Bay. Elternverband (im Interview mit der SZ) 
 

• Die Zahl der Privatschulen (in Deutschland) ist von . bzw. ,% aller Schulen 
(1) auf . bzw. ,% () gestiegen. Immer mehr Eltern „flüchten“ aus 
dem öffentlichen Bildungssystem. Die Kosten hierfür betragen pro Kind und Mo-
nat z.B. in München zwischen ca.  Euro (halbtags) und  Euro (ganztags). 

Quelle: Der Spiegel 
 
Die Kommunen in Bayern zahlen für eigene Schulen jährlich mehr als  Mio. Euro an 
Personalkosten, weil der Freistaat weniger als  Prozent der tatsächlichen Lehrpersonal-
kosten übernimmt. 
Quelle: Schul- und Kultusreferat der LH München; sowie Bay. Städtetag,  

•  Die Kosten der Schulbücher finanzieren bisher großenteils die Gemeinden als 
Sachaufwandsträger. Der staatliche Zuschuss von rd.  Mio. Euro pro Jahr soll 
gestrichen werden. Dies bedeutet für die Eltern ein “Büchergeld” von ca.  Euro 
(Grundschule) bis  Euro an weiterführenden Schulen. Ausnahmen soll es zwar 
geben für sozial Schwächere und Familien mit mehreren (ab ) Kindern. Für diese 
müssten dann aber wieder die Kommunen einspringen. Folge auch hier: Der Frei-
staat spart, und die Kommunen zahlen drauf. 

•  Derzeit überlegt die Staatsregierung, die Gebühren für Schülerbeförderung auf 
die Eltern abzuwälzen. Damit entstünden den Eltern weitere Kosten von 11 Euro 
pro Schüler und Jahr. Pikant: Grund der gestiegenen Beförderungskosten sind vor 
allem Schulschließungen. 
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Grund 1:  
„Der Anteil der bayerischen Bildungsausgaben gemessen am BIP stagniert seit  
Jahren.“ 
 
1 gab Bayern 1, Prozent seines BIP für Bildung (Epl. , Unterricht und Kultus) 
aus. 
 gab Bayern , Prozent seines BIP für Bildung aus. 
Der Durchschnitt aller Bundesländer liegt bei , Prozent, einzelne Bundesländer lie-
gen deutlich darüber (Rheinland-Pfalz: ,%, Neue Länder: ,%) 
Im internationalen Vergleich (z.B. der OECD) liegen die Bildungsausgaben anderer In-
dustriestaaten zwischen fünf und sechs Prozent des BIP (alle öffentlichen und priva-
ten Augsaben). Die Bildungsausgaben gemessen am BIP sind in allen OECD-, sowie 
den PISA-Sieger-Ländern massiv gestiegen. 
 
Lägen die staatlichen bayerischen Bildungsausgaben wenigstens im Durchschnitt der 
Bundesländer (,%), gäbe es bereits 1,1 Mrd. Euro mehr für Bildung in Bayern. 
 
Quelle: Bayerischer Staatshaushalt, Schule und Bildung in Bayern (Veröffentlichung 
des Kultusministeriums), sowie Forschungsinstitut für Bildungs- und Sozialökonomie 
in Köln im Auftrag der GEW 
 
 
Grund 11: 
„Europa und die Globalisierung machen eine optimale Ausbildung immer wichtiger.“ 
 
Die Zahl von Arbeitsplätzen mit niedriger Qualifikationsstruktur wird zugunsten de-
rer für Hochqualifizierte weiter drastisch zurückgehen (v.a. auch als Folge von Jobver-
lagerung in Billiglohnländer) 
Um in Deutschland Wachstum, hohe Löhne und allgemeinen Wohlstand zu garantie-
ren, müssen wir mehr denn je "das Land der Köpfe" werden, deshalb sind höhere In-
vestitionen in Bildung und Forschung dringend erforderlich, denn: 
•  Das Gros der Beschäftigten hat heute eine niedrige oder mittlere Qualifikation, 

nur , % einen Hochschulabschluss. Gerade im internationalen Vergleich ist das 
viel zu wenig. 

•  Bei den Ausgaben für Bildung, Forschung und Entwicklung liegt Deutschland im 
internationalen Vergleich nur im unteren Mittelfeld. 

•  Folge ist ein teilweise eklatanter Mangel an hoch qualifizierten Arbeitskräften, 
gerade in Zukunfts- und Wachstumsbrachen. Diese neuen Arbeitsplätze entste-
hen deshalb oft im Ausland. 

•  Die Anforderungen für Lehrstellenbewerber werden zunehmend höher, heute 
werden ihnen viele Jugendliche nicht mehr gerecht, die Folge ist Arbeitslosigkeit. 

• Die berufliche und betriebliche Weiterbildung wird auch nach Ansicht von Füh-
rungskräften und Arbeitgebern, ebenso nach Meinung der Beschäftigten immer 
wichtiger. 
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•  Im Bereich von EDV-Kenntnissen und dem Umgang mit Hochtechnologie haben 
die Deutschen im internationalen Vergleich nur sehr mäßige Kenntnisse. In kei-
nem EU-Land gibt es weniger Computer in Schulen als in Deutschland! 

•  Während An- und Ungelernte die schlechtesten Berufschancen und die höchste 
Arbeitslosigkeit aufweisen, ist es bei jungen Akademikern genau umgekehrt. 

 
Quellen: iwd Informationsdienst (Institut der deutschen Wirtschaft Köln); Wirtschaft 
und Unterricht 
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Grund 1: 
„Bayerische Bildungsausgaben sind niedriger als deutsche und inter-nationale Wer-
te.“ 
 
• Die Ausgaben für Primar- und Sekundarschulen liegen im Durchschnitt aller O-

ECD-Länder bei , Prozent des BIP. Diese Ausgaben liegen in Deutschland im 
Schnitt bei , Prozent. 

 
• Freistaat und Kommunen in Bayern geben zusammen , Prozent des BIP für 

Bildung aus. Der Freistaat allein investieren rund  Prozent des BIP in Bildung; => 
Kommunen stützen massiv die Bildung in Bayern. Ohne Kommunen geht’s nicht! 

 
•  Die Ausgaben für die Grundschulen liegen im Schnitt der OECD-Staaten bei  

Euro pro Schüler und Jahr. Die Ausgaben für Grundschüler in Deutschland insge-
samt liegen bei  Euro pro Schüler in Jahr. In Bayern liegen diese Ausgaben 
bei lediglich  Euro pro Schüler und Jahr; zum Vergleich: Österreich:  Eu-
ro! 

 
• Die Ausgaben für Sekundarschulen (z.B. Haupt-, Realschulen und Gymnasien oh-

ne Oberstufe) im OECD-Schnitt betragen  Euro pro Schüler und Jahr. Diese 
Ausgaben in Deutschland insgesamt liegen bei  Euro pro Schüler / Jahr. 

 
•  In Bayern erhalten die Gymnasien  Euro, die Realschulen 1 Euro, die 

Hauptschulen  Euro pro Schüler und Jahr. Zum Vergleich: Österreich inves-
tiert in seine Hauptschüler ,mal mehr Geld ( Euro) als Bayern.  

 
Quelle: BLLV 
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1 Schritte auf dem Weg zu einer  
neuen Bildungskultur in Bayern 
 
Schritt 1:  
„ Bessere Pädagogik“ 
 
“Auf den ersten Blick sahen die Ergebnisse der PISA-Studie auch für die Finnen nahezu 
unglaublich aus. Die finnische “Kuschelschule” soll bessere Leistungen hervorbringen als 
die berühmte deutsche Paukschule? …. In der Tat gibt es in der anwendungsorientierten 
didaktischen Philosophie und im Umgang mit den SchülerInnen einen signifikanten Un-
terschied zu Deutschland. Kinder sollen für das Lernen begeistert und nicht unter dem 
Druck der Noten belehrt werden. An fast allen Schulen gibt es Förderstunden, Lehreras-
sistenten, Schulsozialarbeiter und Schulkrankenschwestern. Eltern können eine Zusam-
menarbeit kaum umgehen. Das System muss auf Probleme sofort reagieren, weil es kei-
ne “Exit-Tür” für schwierige Fälle gibt - etwa im Sinne der Verweisung auf weniger an-
spruchsvolle Schulen. 
 
Ein zweiter entscheidender Erfolgsfaktor Finnlands ist eindeutig die Gesamtschule. Die 
finnische Schulpädagogik mutet sich zu, dass alle SchülerInnen lernen können. Das Bil-
dungssystem ist das wichtigste Instrument der Chancengleichheit. Eine Informationsge-
sellschaft kann es sich gar nicht leisten, einen Teil der Jahrgänge schon in der Schule sub-
optimal auszubilden und einer unsicheren beruflichen Zukunft zu überantworten.  
Das Wiederholen von Klassen kommt in Finnland kaum vor. Die Wissenslücken bzw. Un-
terschiede in den Leistungen müssen unmittelbar aufgefangen werden. Wenn das Kind, 
der/die LehrerInnen oder die Eltern Lernprobleme erkennen, können diese sofort durch 
individuelle Förderstunden oder durch den Einsatz von SonderpädagogInnen bzw. Leh-
rerassistenInnen in der Schule bearbeiteten werden.  
 
Dass in Deutschland – im Land der großen Pädagogen - die vielfältigen Chancen der Pä-
dagogik so wenig wahrgenommen werden, um die Talente bei allen SchülerInnen zu 
entdecken und zu fördern, scheint aus finnischer Sicht unverständlich.” 
 
Quelle: Aila-Lena Matthies, Finnisches Bildungswesen und Familienpolitik: Ein “leuch-
tendes” Beispiel, in: Aus Politik und Zeitgeschehen, B1/, S. ff. 
 
 
Schritt :  
„ Bessere Chancengleichheit 1“ 
 
„Jedem Schüler gleich welcher Herkunft und sozialer Schicht werden die gleichen Chan-
cen eingeräumt“ 
 
Die PISA-Studie hat wieder einmal gezeigt, dass es in keinem vergleichbaren anderen 
Land Europas einen so engen Zusammenhang gibt wie in Deutschland - und auch in Bay-
ern - zwischen der sozialen Herkunft der Kinder und der Nähe ihres Elternhauses zu Bil-
dung und Schule auf der einen Seite und den von ihnen beschrittenen Schullaufbahnen 
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sowie den von ihnen erreichten Abschlüssen auf der anderen Seite. In Zahlen ausge-
drückt bedeutet dies, dass die Chance für das Kind eines Akademikers das Abitur zu errei-
chen ca. zehnmal größer ist als für das Kind eines Facharbeiters.  
Es ist also bildlich und vereinfachend ausgedrückt immer noch so, dass der Geldbeutel 
der Eltern und deren Interesse an Bildung darüber entscheiden, ob ein Kind eine entspre-
chende Schulbildung erreicht und nicht die Fähigkeiten und Eignungen des Kindes.  
 
Dazu kommt noch, so hat die von der SPD im Landtag beantragte und vom Institut für 
Schulpädagogik erstellte Studie "Bildungsatlas" ans Tageslicht gebracht, dass die schon 
in der Vergangenheit festgestellten regionalen Disparitäten zwischen ländlichen Regio-
nen und den Ballungsgebieten in den letzten Jahren nicht abgebaut wurden. Ausnahmen 
bilden lediglich ländliche Bereiche mit attraktiven Wohngemeinden, Landkreise in 
Großstädtnähe und Landkreise am Alpenrand. 
Mit dem leichten Ausbau der gymnasialen Bildungsmöglichkeiten hat sich die Abitur-
quote nicht signifikant erhöht, sondern ist in den letzten Jahren praktisch stagniert. 
Deswegen muss davon ausgegangen werden, dass die Verbreiterung des Hochschulzu-
gangs von der Staatsregierung nicht gewünscht wird.  
 
Da Regionen mit hohem Anteil an mittleren Abschlüssen (Ndb./Opf.) nur geringere Abi-
turientenquoten erreichen, kann sich der weitere Ausbau der -jährigen Realschule wei-
ter negativ auf die notwendige Erweiterung des Hochschulzugangs auswirken. Die of-
fenbar damit angestrebte „Entlastung“ der Gymnasien lässt das, durch regionale und 
schichtenspezifische Benachteiligung unverändert große, Bildungs-potenzial gewollt 
ungenutzt. 
Die Ursachen für diese großen Unterschiede, was die Bildungsbeteiligung betrifft und 
was die unterschiedlichen Abschlussquoten betrifft, müssen gründlich erforscht werden. 
Es muss alles getan werden, um für Chancengleichheit und für gleiche Bildungsbeteili-
gung zu sorgen. 
 
Ziel unserer Bildungspolitik muss es sein, allen Kindern unabhängig  
• von ihrer sozialen Herkunft 
• von ihrem Wohnort 
• vom Interesse ihrer Eltern an Bildung 
• und unabhängig von ihrem Geschlecht 
• oder ihrer Nationalität 
 
einen bestmöglichen Schulabschluss zu ermöglichen. 
 
In diesem Zusammenhang darf auch die Frage “was das Kind später werden soll” nicht 
dazu führen, dass wegen des eventuellen Berufswunsches eine höhere Schulbildung 
nicht angestrebt wird, weil man diese für das Berufsziel nicht unbedingt braucht. 
 
Um soziale Disparitäten ausgleichen zu können, muss die individuelle Förderung von 
Kindern in der Schule, insbesondere in den Gymnasien massiv verbessert werden. 
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Zudem muss möglichst allen Schülern ein wohnortnahes Angebot möglichst aller Schul-
arten zur Verfügung stehen.  
Quelle: Bildungsatlas (Studie des Instituts für Schulpädagogik im Auftrag des Bayeri-
schen Landtages) 
 
 
Schritt :  
„ Bessere Chancengleichheit “ 
 
Die soziale Situation der Schüler wird z. B. durch die Einführung der Schulsozialarbeit 
berücksichtigt 
 
In unseren Schulen werden Kinder unterrichtet und nicht Fächer. Kinder können das was 
sie bewegt, ihre Sorgen und Nöte nicht am Morgen an der Schulhaustüre ablegen, um sie 
dann nach Schulschluss wieder mit nach Hause zu nehmen. Sie haben vielmehr ein Recht 
darauf, dass sich die Schule ihrer ganzen Persönlichkeit annimmt und auf ihre persönli-
che und soziale Situation eingeht. Ein Kind, das ungewaschen und ohne Frühstück zur 
Schule kommt, den Kopf voller Sorgen wegen der familiären Situation zu Hause hat oder 
mit persönlichen Problemen überlastet ist, wird sich nur schwer auf den Unterricht kon-
zentrieren können. Erzieherinnen und Erzieher in Kindergärten und Kindertagesstätten 
sind ebenso wie Lehrerinnen und Lehrer an den Schulen für Kinder und junge Menschen 
oft die einzigen verlässlichen Bezugspersonen, zu denen Vertrauen aufgebaut und mit 
denen Sorgen und Nöte geteilt werden können. 
 
So ist es unerlässlich, dass es an unseren Schulen auch Fachpersonal wie Psychologen 
und Sozialarbeiter gibt, die z. B. über die Schulsozialarbeit sich der speziellen Probleme 
annehmen können und so sowohl Kindern und jungen Menschen wie auch Lehrerinnen 
und Lehrern das Miteinander in der Schule und die Wissensvermittlung erleichtern. 
 
Durch Ganztagsschulen und Ganztagsbetreuungsangebote an Schulen kann unter ande-
rem auch eine ordentliche Versorgung mit Essen gewährleistet werden und eine sinnvol-
le Freizeitgestaltung organisiert werden. 
 
Wichtig ist dabei, dass der Freistaat Bayern als der für die Schulen Verantwortliche auch 
die Kosten dafür übernimmt. Wenn es dagegen so ist wie bisher, dass der Staat sowohl 
im Bereich der Betreuungsangebote an Schulen wie auch im Bereich der Schulsozialar-
beit lediglich ca.  % der Personalkosten übernimmt, wird es zu keinem verstärkten und 
bedarfsgerechten Ausbau dieser an den Schulen dringend benötigten Infrastruktur 
kommen, weil die als Sachaufwandsträger für den Rest zuständigen Kommunen es sich 
nicht leisten können. 
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Schritt :  
„Größere pädagogische Schulautonomie“ 

 
• Voraussetzung ist die Abschaffung der Selektionsinstrumente (z.B.: Noten in der 

Primarschule und Sitzenbleiben).  
• Die Wege zum Erreichen der Bildungsziele sind Sache der Schule. 
• Für jeden Schüler werden individuelle Förderpläne eingeführt. 
• Die Gestaltung des Schultages ist Sache der Schule. 
• Die Rahmenbedingungen des Lernens werden durch Gestaltung eines atmosphä-

risch positiven Lernumfeldes verbessert. 
 
         
Schulen brauchen Selbstständigkeit um Verantwortung tragen zu können I 
 
“Wenn wir die Qualität unserer Schulen verbessern wollen, müssen wir ihnen mehr Frei-
heit geben. Die Verantwortung für die Lern- und Bildungsprozesse muss in der Schule 
bleiben. Schulen brauchen ein hohes Maß an pädagogischer Freiheit und Flexibilität- also 
weniger zentrale Regulierung. Eine Bildungsverwaltung, die alles und jedes auf Punkt 
und Komma zu regeln versucht, ist nicht mehr zeitgemäß. “Schulen brauchen stattdes-
sen Freiräume und mehr Entscheidungsfreiheit, damit sie schneller auf den gesellschaft-
lichen Wandel antworten und angemessen auf veränderte Anforderungen in ihrem Um-
feld reagieren können.”    
 
„Gestalten statt verwalten ist das Motto der selbstständigen Schule, in der die Schullei-
tung in enger Kooperation mit dem Kollegium die permanente Verbesserung der schuli-
schen Qualität als Hauptaufgabe betrachtet und die volle Verantwortung für die Ergeb-
nisse übernimmt.”    
 
Quelle: Gabriele Behler und Dieter Smolka, Die Pisa-Studie: Konsequenzen und Empfeh-
lungen für Bildungspolitik und Schulpraxis, in Aus Politik und Zeitgeschichte, B 1/, 
S. .) 
Die bayerischen Schulen müssen ihr Schulprofil entwickeln, d.h. ihre schulspezifischen 
Programme formulieren, ihre eigenen Lehrpläne und Stundentafeln festlegen können, 
wie uns das von den sog. PISA- Siegern seit vielen Jahren vorgemacht wird. Dabei wird 
die pädagogische Kompetenz der Lehrerinnen und Lehrer vor Ort effektiv eingesetzt. 
Aufgabe des Staates ist es, in einem Landesbildungsplan die Bildungsziele für Bayern zu 
formulieren. 

 
Die Umsetzung dieser Bildungsziele und die Auswahl der dafür notwendigen pädagogi-
schen Mittel wird zur eigenverantwortlichen Angelegenheit der Schule. 
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Schritt : 
 „Größere organisatorische Schulautonomie“ 
 

• Die Staatszuständigkeit für die Schulen wird im wesentlichen auf folgende Auf-
gaben beschränkt: 

• Rahmenlehrpläne mit konkreten Bildungszielen 
• Beratung der Schulen 
• Qualitätskontrolle mit interner und externer unabhängiger Evaluation (Evaluati-

onsagentur) 
• Personaleinsatz, Koordinierung, Finanzierung und Grundsatzfragen 
• Die Schulbürokratie wird entsprechend zugunsten der Schulen dezentralisiert. 

 
           
Schulen brauchen Selbstständigkeit, um Verantwortung tragen zu können  
 
Die pädagogische braucht die organisatorische Selbstständigkeit, um zu wirklich grund-
legenden neuen Konzepten, zu ausgeprägten Profilen und zur Realisierung von  individu-
ellen Förderplänen für die Kinder kommen zu können. Das bedeutet, dass Schulträger 
und Kultusministerium die organisatorischen Rahmenbedingungen dafür schaffen, und 
den Schulen die eigenverantwortliche Bewirtschaftung von Sach- und Personalkosten 
ermöglichen müssen.  
 
In einem zu klärenden Rahmen müssen die Schulen in die Lage versetzt werden, ihr Per-
sonal – ihrem eigenen inhaltlichen und organisatorischen Profil entsprechend - selbst 
einstellen zu können. Selbständiger arbeitende Schulen brauchen eine neue, andere 
Schulaufsicht. Sie muss sich beschränken auf Aufgaben der Koordinierung, der Finanzie-
rung, der Erstellung von Rahmenplänen und Bildungszielen im Sinne der Förderung der 
Schülerinnen und Schüler. Ihre neue Rolle ist deshalb nicht die einer alles regelnden und 
beaufsichtigenden Schulaufsicht, sondern die einer beratenden, den Schulen Dienste 
anbietenden staatlichen Schulbehörde. 

 
Allerdings muss der größeren Selbstständigkeit der Schule auch ein System der internen 
und externen Evaluation mit Qualitätskontrollen und Leistungsvergleichen gegenüber-
gestellt werden. Dabei kann es nicht darum gehen, Schülerinnen und Schüler weiteren 
Einteilungstests zu unterziehen, sondern es müssen Instrumente genutzt werden, die die 
Entwicklung der Schulen, die Umsetzung ihrer Schulprogramme und den Erfolg der För-
dermaßnahmen, bewerten können.  Pädagogische Beratung der Schule und Anstöße zur 
Optimierung ihres Konzeptes muss deshalb das Ziel von Leistungsvergleichen sein. 

 
Für die externe Bewertung von Schulen soll eine von der Kultusbürokratie unabhängige 
Evaluationsagentur eingerichtet werden. Die Kultusbürokratie wird um eine - oder meh-
rere - Verwaltungsebenen verringert werden. 
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Schritt :  
„Frühere pädagogische Förderung“ 
 

• Alle Kinder sollen vorschulische Einrichtungen besuchen. 
• Alle Kinder sollen vor Besuch der Primarschule die deutsche Sprache beherr-

schen. 
• Besonders gefördert werden Grundfähigkeiten, wie z.B. soziale Kompetenzen. 
• Die Zeit vor der Regelschule wird auch als Bildungszeit betrachtet, entspre-

chend finanziert und zugeordnet. 
• Die Kindertagesstätten sollen die Entwicklung von Kinder durch Bildung, Er-

ziehung und Betreuung unterstützen und fördern.  
• Die Kindertagesstätten fördern die Persönlichkeitsentwicklung, seine Phanta-

sie und Kreativität, seine Selbstständigkeit und Eigenverantwortung.  
• Hierfür ist ein verbindlicher Bildungs- und Erziehungsplan erforderlich, dessen 

Umsetzung durch entsprechende Rahmenbedingungen sichergestellt ist. 
 
Tageseinrichtungen für Kinder unter sechs Jahren sind die erste Stufe im Bildungsverlauf. 
Sie sind damit elementare Bausteine zur Chancengleichheit. Sollen alle Kinder die Chan-
ce auf positive Lernerfahrungen bekommen,  so ist es erforderlich, die Zeit vor der Schule 
als Teil des Bildungssystems zu begreifen und auch zu behandeln. Das wollen wir errei-
chen durch die deutliche Erhöhung des Angebots an Einrichtungen und die besondere 
Gewichtung des Bildungsauftrages: 
 
•  Die Angebote an Einrichtungen außerhalb des Kindergartenbereichs sollen in den 

nächsten Jahren auf einen Deckungsgrad von -% angehoben werden. Dies er-
möglicht auch den Eltern, Beruf und Familie besser zu vereinbaren. 

•  Bildungsstandards und deren Evaluation , die in Bildungs- und Erziehungsplänen 
konkretisiert werden, müssen für alle Einrichtungsträger verbindlich gelten und im 
Kindertagesstättengesetz verankert sein.  

• Die Bildungsvereinbarung beinhaltet z.B. Steuerung des Einrichtungsangebots hin zu 
altersgemischten, integrativen, multikulturellen "Kinderhäusern", die Anhebung der 
Qualifikation der Fachkräfte, Absenkung des Fachkraft-Kind-Schlüssels, Schaffung 
einer anregenden Lernumgebung, Festlegung einer ausreichenden Kernzeit die den 
Bildungsauftrag absichert und einer ausreichenden Verfügungszeit für Fachkräfte, 
Fortbildungsverpflichtungen, usw.  

• Die Bildungs- und Erziehungspläne sind danach auszurichten, was Kinder in der 
Entwicklung brauchen, nicht was gesellschaftliche Institutionen wünschen. Beson-
ders gefördert werden sollen die Autonomie der Kinder und zentrale kindliche Bil-
dungskompetenzen und Ressourcen, wie besonders soziale und sprachliche Grund-
fähigkeiten.  

•  Um die Ausgangsbedingungen für alle Kinder zu verbessern, müssen in Kinderta-
gesstätten besondere Förderangebote - vor allem schwerpunktmäßig vor der Ein-
schulung - für die Kinder bereitgestellt werden. Auf eine Sprachförderung für alle 
Kinder, aber vor allem für fremdsprachliche Kinder, oder auch zum Ausgleich unter-
schiedlicher Spracherziehung im Elternhaus, ist besonderen Wert zu legen.  
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•  Die notwendigen Förderressourcen für die Kinder sind durch interdisziplinäre Zu-
sammenarbeit der Förder- und Beratungsstellen mit den Kindertageseinrichtungen 
in einem lokalen Netzwerk zu schaffen. 

•  Die Entwicklung und Verankerung von Bildungs- und Erziehungsplänen in Kinderta-
geseinrichtungen ist ein Prozess, der genügend Zeit und Unterstützung benötigt. In-
terne und externe Evaluation ist Voraussetzung für Aussagen über dessen Effizienz. 
Viele Gründe sprechen dafür, dass Gebühren für Kindertageseinrichtungen unglei-
che Bildungschancen erzeugen, bzw. verstärken. Die kostenfreie ganztägige Kinder-
tageseinrichtung ist deshalb unser Ziel. In einem ersten Schritt wird das letzte Jahr 
vor der Schule für alle Kinder kostenfrei. 
 

 
 Schritt :  
„Bessere Schulstrukturen“ 

 
“Keiner darf verloren gehen.”  
Nach dieser Bildungsphilosophie sollen sich künftig auch Schulen in Bayern ausrichten. 
 
Alles weist darauf hin, dass viele Kernprobleme unseres Schulwesens in seiner Struktur 
liegen. Jedenfalls haben Leistungsstudien wie PISA und IGLU belegen können, dass Kin-
der, die nicht früh auf verschiedene Schulformen aufgeteilt werden, sondern möglichst 
lange gemeinsam lernen, durchgängig bessere Leistungen erbringen. Eine neue Bil-
dungskultur, die sich nach diesem Prinzip richtet, braucht eine neue Schulstruktur.  
 
Unser Prinzip heißt deshalb: Länger gemeinsam !! 
 
Wir ziehen damit die Konsequenz aus den Ergebnissen der Schulleistungsstudien PISA 
und IGLU: Wir wollen die gemeinsame Schulzeit bis zur . Klasse. Die derzeitige Tren-
nung der Schülerinnen und Schüler nach der . Klasse ist nicht zukunftsfähig.  
 
Im Anschluss an eine sechsjährige gemeinsame Schulzeit (Primarschule) schließt sich die 
Sekundarstufe I, die in der Sekundarschule oder im Gymnasium nach der 1. Klasse en-
det, an. Danach folgt der Übergang in die Oberstufe Gymnasium oder in die berufliche 
Erstausbildung, als Sekundarstufe II. Der Abschluss der Sekundarstufe II berechtigt zum 
Hochschulstudium. 
 
Die Primarschule 
Die Primarschule als Basisschule stärken und ausweiten 
 
Die Primarschule muss ihrem Anspruch als Basisschule gerecht werden können. Dazu 
braucht sie vor allem eine Befreiung von der frühen Auslesepraxis und beste Lernvoraus-
setzungen. Die Primarschule wird deshalb um zwei Jahrgangsstufen erweitert, insbe-
sondere die Schuleintrittsphase wird umgestaltet. 
 
Die derzeitige Trennung der Schülerinnen und Schüler nach der .Klasse ist nicht zu-
kunftsfähig. Die Leistungselite ist zu klein, die Zahl der Bildungsabbrecher und Benach-
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teiligten zu groß. Die frühe Trennung wird zugunsten einer längeren gemeinsamen 
Schulzeit aufgegeben.   
Die Primarschule ist Basisschule und soll in den Klassen 1- die Ausbildung von Basis-
kompetenzen und Basiswissen bei allen Kindern fördern. Sie verzichtet dazu bis ein-
schließlich .Klasse auf eine äußere Leistungsdifferenzierung. 
 
Die Primarschule hat vor allem in den ersten Jahren den Auftrag noch vorhandene Lern- 
und Leistungsunterschiede der aufgenommenen Kinder auszugleichen. Dazu werden die  
Klassenstufen 1 und  als Schuleingangsstufe geführt. Die Verweildauer richtet sich nach 
dem individuellen Lernzeitbedarf (von 1 bis zu  Jahren) des einzelnen Kindes. Damit soll 
die Schule entwicklungsverzögerten Kindern, wie auch entwicklungsstarken Kindern 
individueller gerecht werden.  
 
Die Schuleingangsstufe (Klassenstufe 1 und ) erhält besondere Lehrerzuweisungen. Um 
ihrem besonderen pädagogischen Auftrag gerecht werden zu können, werden die Klas-
senstufen 1 und  von  Lehrerkräften und 1 SozialpädagogenIn (zuständig für  Klassen) 
unterrichtet und betreut.  
 
Das Schuleintrittsalter bleibt bei  Jahren (Stichtag .Juni) wobei nach oben und nach 
unten eine flexiblere Eintrittsphase den Schulen ermöglicht werden soll. Eltern sollen 
dabei in Kooperation mit der Kindertagesstätte und der Primarschule selbst entscheiden 
können, ob ihr Kind früher eingeschult werden soll. Rückstellungen bei Einschulung 
werden grundsätzlich abgeschafft.  
 
Besonderes Prinzip des Lernens in der gesamten Primarschulzeit ist der gemeinsame 
Unterricht im Klassenverband, sowie in jahrgangsgemischten oder klassen-
übergreifenden Lerngruppen. Auch damit soll die individuelle Lernentwicklung des Kin-
des in den Vordergrund gestellt werden.  
 
Die Sekundarschule 
Die Bayerischen Haupt- und Realschulen sollen zu Sekundarschulen werden 
 
Dieses Ziel bedeutet, dass nach der sechsjährigen gemeinsamen Primarschule alle Schü-
lerinnen und Schüler, die nicht das Gymnasium besuchen wollen, in die Sekundarschule 
gehen. Die Sekundarschule soll den Großteil ihrer Schülerinnen und Schüler nach dem 
erfolgreichen Besuch der zehnten Jahrgangsstufe zur Mittleren Reife und damit zur Be-
rufsausbildung, aber auch zum Besuch der 11. Klasse eines Berufsgymnasiums oder eines 
allgemeinbildenden Gymnasiums führen. 
 
Nach erfolgreich beendetem neunten Schuljahr erhalten alle Schüler-/innen den Haupt-
schulabschluss, der – wie bisher - ebenfalls zu einer Berufsausbildung führt.  
Ihnen steht darüber hinaus die Möglichkeit offen, im zehnten Schuljahr zusätzlich be-
rufswahlorientierten Unterricht mit außerschulischen Angeboten und betreuten Be-
triebspraktika zur Verbesserung ihrer Berufsfähigkeit zu besuchen. 
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Der Umbau der Haupt- und Realschulen erfolgt schrittweise, ohne die vorhandenen 
Schulstandorte zu gefährden und muss mit Eltern, Gemeinden und Kollegien gemein-
sam vorbereitet und getragen werden. Sie bestimmen das Tempo des Wandels. Die fort-
schreitende Umwandlung wird durch Schulprogramme vorbereitet und wird durch eine 
bessere Lehrerzuweisung und Innovations- und Poolstunden unterstützt. 
 
In den Schulprogrammen und Förderkonzepten der Sekundarschulen sollen die Möglich-
keiten und Notwendigkeiten zur Förderung aller SchülerInnen geklärt und umgesetzt 
werden, damit nicht weiterhin die Talente der bayerischen Schulkinder in großem Masse 
vergeudet werden.   
 
Die Zusammenarbeit mit den Vereinen, Verbänden der Schulgemeinden, mit Betrieben 
und Berufsschulen soll durch regionale Bildungspakte gefestigt werden, die den Status 
der örtlichen Schule wieder aufwerten in dem sie eine gemeinsame Verantwortung für 
Bildung verdeutlichen und die neuen Sekundarschulen zu wichtigen Identifikations-
punkten des Ortes und der Region machen. 
 
Das Gymnasium 
 
Das Bayerische Gymnasium hat in der Bundesrepublik bisher einen guten Namen. Nie-
mand bestreitet seine erfolgreiche Arbeit zur Vorbereitung der Gymnasialschüler-/innen 
auf ein wissenschaftliches Studium. Dennoch muss sich auch diese Schulform den sich 
verändernden Bedürfnissen einer umfassenden Bildung immer wieder anpassen. So 
steht eine Überarbeitung der Lerninhalte und Methoden an, die sich an den gängigen, 
sich wandelnden Definitionen von Allgemeinbildung und Studierfähigkeit orientieren 
muss. Dazu gehört, dass auch die bisher völlig vernachlässigte Berufswahlvorbereitung 
mit in den Fächerkanon des Gymnasiums einbezogen werden. 
 
Die guten Ergebnisse des Bayerischen Gymnasiums, im Vergleich mit anderen Ländern, 
werden allerdings dadurch stark relativiert, dass derzeit in Bayern der Anteil der Abitu-
rienten eines Jahrgangs sehr gering ist. Die Einteilung der Kinder in die unter-
schiedlichen Schulformen geschieht im zehnten Lebensjahr früher als in den meisten 
Staaten der Welt. Die Korrektur dieser frühen Einteilung ist wegen mangelnder Durch-
lässigkeit der unterschiedlichen Schulformen selten möglich. Überdies ist die Schul-
formwahl nach wie vor stark vom sozialen Status der Eltern abhängig (siehe ISB: Materi-
alien zu den Regionalen Bildungsprofilen….). Sitzen bleiben und Scheitern wird als nor-
maler “Ausleseprozess” akzeptiert. 
 
Diese Vergeudung bayerischer Talente muss dadurch beendet werden, dass individuelle 
Förderkonzepte auch für Gymnasialschüler-/innen angeboten werden, dass Schulpro-
gramme mit konkreten Vorgaben die Entwicklungen der Einzelschulen konzipieren, dass 
Evaluation und kollegiale Beratung die Anstrengungen der Schulen begleiten und dass 
das Prinzip “fördern statt auslesen” auch in den Gymnasien zum Zentrum der Bemü-
hungen wird. 
 
 



Keiner darf Verloren gehen Arbeitskreis Bildung, Jugend und Sport 
1. Dezember  Bayernspd Landtagsfraktion  

 

Die 1. Jahrgangsstufe 
 
Die hektische Verkürzung der gymnasialen Schulzeit, wie sie derzeit von der Bayerischen 
Staatsregierung betrieben wird, wird zur Folge haben, dass die Abiturientenzahlen wei-
ter zurückgehen. Ein Überwechseln von Schülerinnen und Schülern anderer Schulformen 
wird noch schwieriger, der Druck auf die Grundschulkinder wird weiter zunehmen. Des-
halb muss – unter den derzeitigen Voraussetzungen - eine Verkürung der Gymnasial-
schulzeit abgelehnt werden. 
 
Wenn es allerdings anderen Nationen gelingt, bei kürzeren Schulzeiten erfolgreicher als 
Bayerns Schulen arbeiten zu können, liegt das daran, dass man dort Schule anders denkt 
und macht. 
 
Voraussetzung für die Einführung einer zwölfjährigen Schulzeit bis zum Abitur in Bayern 
muss deshalb eine Qualitätsoffensive in allen Schulstufen mit folgenden Maßnahmen 
sein: 
•  Frühere Förderung aller Kinder (Vorschule und/oder Schuleingangsstufe für alle), 
•  Längere gemeinsame Grundschulzeit, 
•  Ausbau der Ganztagsschulen, 
• Entwicklung von Benachteiligtenkonzepten, 
•  Individuelle Förderkonzepte für alle Kinder, 
•  Reform der Lehrerbildung, 
•  Verbesserung der Unterrichtsdidaktik und –methodik (schülerorientiertes Lernen, 

anwendungsorientierte Wissensvermittlung, neue Lernstrategien ), 
•  Erarbeitung von Schulprogrammen jeder einzelnen Schule, 
•  Evaluierung von Schulen als Teil der Qualitätsentwicklung, 
•  Verbesserung der Arbeitsbedingungen in allen Schulformen, 
•  Stärkung der Selbstverwaltung und der Verantwortung der Einzelschulen. 

 
Die Beruflichen Schulen 
 
Im Mittelpunkt des Strukturkonzeptes stehen Jugendliche und junge Erwachsene, die 
über eine berufliche Qualifizierung in die Berufs- und Arbeitswelt eintreten. Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass die Schüler- und Schülerinnenstruktur des beruflichen Schulwesens 
hinsichtlich Vorbildung, Eignung, Befähigung, Herkunft und Alter sehr heterogen ist. 
Daraus ergibt sich die Notwendigkeit einer konsequenten schüler-orientierten Qualifizie-
rung die sich durch integrative Systeme und hohe Durchlässigkeit auszeichnet. Im Fol-
genden halten wir folgende Veränderungen für notwendig: 
 
Reform der Berufsvorbereitung 
Aus Untersuchungen wissen wir, dass viele Schülerinnen und Schüler ihr Abschlussziel in 
der Schule aufgeben oder aufgeben müssen. Die Zahlen derjenigen die ohne Abschluss 
die Schule, die Berufsausbildung verlassen sind besorgniserregend. Es gilt zu verhindern, 
dass ein “Bildungsproletariat” entsteht das den sozialen Anschluss für immer verliert. 
Deswegen wird allen Schülern, die die allgemeinbildende Schule verlassen und nicht 
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sofort in eine duale oder schulische Berufsausbildung einsteigen oder einsteigen können, 
der Einstieg in eine berufliche Qualifizierung garantiert.  
Das Ziel aller Bemühungen muss die Erreichung eines Schulabschlusses und/oder eines 
Berufsabschlusses sein. Die an den Berufsschulen vorhandenen Jungarbeiter-klassen 
werden nicht mehr eingerichtet. Der Zugang zu beruflicher Qualifizierung an beruflichen 
Schulen steht Allen immer und jederzeit offen.  
 
Bildungswege der Höherqualifizierung ausbauen 
Die berufliche Ausbildung ist der Schlüssel zur Durchlässigkeit auf dem Weg zur Höher-
qualifizierung. Um Möglichkeiten der Höherqualifizierung innerhalb des beruflichen 
Bildungssystems in allen Stufen herzustellen und die Kompetenzressourcen der berufli-
chen Bildung besser zu nutzen sind vor allem Doppelqualifizierungen auszubauen, indi-
viduelle Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler durch Zusatzqualifikationen gezielt 
zu fördern und die Durchlässigkeit bis zur Hochschule - auch ohne formalen Schulab-
schluss - zu ermöglichen. Hier setzen wir an.    
 
Die Berufsschule 
Neben dem Ausbau der Stütz -und Förderangebote für benachteiligte Jugendliche erhält 
die Berufsschule auch die Aufgabe Zusatz- und Höherqualifizierungsangebote für begab-
te Jugendliche anzubieten. Hier sind neben dem Ausbau des Wahlpflichtangebotes vor 
allem die Ausweitung von zusatzqualifizierenden beruflichen Unterrichtsangeboten und 
neue Angebote zur ausbildungsbegleitenden Höherqualifizierung zu schaffen. 
Neben den Ausbildungsinhalten zur Erfüllung des Ausbildungsberufs macht die Berufs-
schule deswegen berufliche Unterrichtsangebote, die spezifische berufliche Kompeten-
zen der Schüler/innnen erweitern, wie z.B. Sprachangebote, Computerkenntnisse, spezi-
fisches berufsfachliches Wissen. 
 
Durch das Angebot eines ausbildungsbegleitenden Fachhochschulreifeunterrichts sollen 
Schülerinnen und Schüler an der Berufschule bei Nachweis einer entsprechenden Ge-
samtstundenzahl (KMK-Empfehlung) künftig auch die Fachhochschulreife erreichen. Das 
ist sinnvoll, weil sich die Schülerschaft an den Berufsschulen inzwischen zum großen Teil 
aus Realschulabsolventen zusammensetzt. Wer einen Sekundarabschluss I und eine be-
gonnene Berufsausbildung oder den Besuch einer Fachschule oder Fachakademie nach-
weist soll am ausbildungsbegleitenden Fachhochschulreifeunterricht teilnehmen kön-
nen.  
Darüber hinaus wird nach der abgeschlossenen Berufsausbildung über einen Zugang 
zum Berufsgymnasium auch die Erreichung der allgemeinen Hochschulreife weiter er-
möglicht. 
 
Die Berufsfachschule 
Die Berufsausbildung in Berufsfachschulen wird nur noch als berufliche Vollausbildung 
mit entsprechend anerkannter Kammerabschlussprüfung realisiert. Die Ausbildung wird 
im Sinne von produktionsorientiertem Lernen sehr praxisnah aufgebaut und soll die in-
dividuellen Förderbedürfnisse der Jugendlichen berücksichtigen. Alle bestehenden ein-
jährigen Berufsfachschulen werden zu Berufsfachschulen mit Vollausbildung ausgebaut. 
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Die Fachschulen und Fachakademien   
Fachschulen und Fachakademien werden in ihren Unterrichtskonzeptionen und Ab-
schlüssen den allgemeinen Erfordernissen einer inhaltlichen und strukturellen Weiter-
entwicklung der Berufsausbildung angepasst und insbesondere neue Angebote zur aus-
bildungsbegleitenden Höherqualifizierung berücksichtigt. 

 
Doppelqualifizierende Ausbildungsmöglichkeiten   
Fachhochschulen und Betriebe haben fachliche Ressourcen die sie in eine Doppelqualifi-
zierung gut einbringen könnten. Nur wenige Fachhochschulen bieten in Bayern eine 
Doppelqualifizierung im Bildungsgang an, weil Sie die Akquirierung von Betrieben für 
eine gleichzeitige duale Berufsausbildung nicht nebenher leisten können.  Mit einem 
Schwerpunktprogramm Duale Berufsausbildung und Fachhochschule sollen die Voraus-
setzungen zu mehr Ausbildungsangeboten in Bayern geschaffen werden. 
   
In fast allen Bundesländern gibt  es den Zugang für beruflich Qualifizierte an die Hoch-
schule, nur nicht in Bayern. Die  Zulassungsvoraussetzungen für “beruflich Qualifizierte” 
zum fachgebundenen Hochschulstudium (z.B. nach 1 Jahre Berufserfahrung) müssen 
auch in Bayern angeboten werden. 
 
Das Berufsgymnasium 
 
Zusammenführung der Fachoberschule und Berufsoberschule 
 
Wegen der beruflichen Profilbildung bereitet das Berufsgymnasium besonders gut auf 
Studium oder Berufsausbildung im jeweiligen Profilbereich vor. Der Abschluss – allge-
meine Hochschulreife - erlaubt allerdings auch eine Orientierung in eine andere Rich-
tung. Der Besuch des Berufsgymnasiums mit dem Abschluss Abitur dauert in der Regel 
drei Jahre und endet mit der 1. Jahrgangstufe (wie das studienorientierte Gymnasium). 
 
Das Berufsgymnasium kennt keinen einheitlichen Unterbau. Alle Schüler kommen von 
anderen Schulen / Bildungsgängen. Voraussetzung für die Aufnahme in ein Berufsgym-
nasium ist der Sekundarabschluss (mittlere Reife) mit der Berechtigung zum Besuch der 
gymnasialen Oberstufe. Diese Voraussetzung erfüllen Schülerinnen und Schüler  

•  der Sekundarschule I mit Berechtigung zum Besuch der gymnasialen Oberstufe, 
•  der Gymnasien mit der Versetzung in die Jahrgangsstufe 11, 
•  aus den beruflichen Schulen nach dem qualifizierenden Berufsabschluss mit 

Aufnahme in Jahrgangsstufe 1 oder 1, je nach persönlichem und formalen Qua-
lifizierungsprofil, z.B. mittlere Reife und Berufsabschluss in Klasse 1, Fachhoch-
schulreife und Berufsabschluss in Klasse 1, 

• in Ausnahmefällen auch ohne die o.g. Qualifikation, wenn dies wegen besonde-
rer Umstände der Fall ist und die bisherige Laufbahn erwarten lässt, dass sie für 
den Besuch des Bildungsganges geeignet sind. 

 
Mit der Abiturprüfung am Berufsgymnasium wird die allgemeine Hochschulreife erwor-
ben. Sie befähigt und berechtigt zum Studium an einer Hochschule. 
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Im Berufsgymnasium sollen unter besonderen Voraussetzungen auch andere  Abschlüsse 
erworben werden können. Das ist die Fachhochschulreife – auch nur der schulische Teil 
der Fachhochschulreife – und/oder ein Berufsabschluss mit anerkannter Abschlussprü-
fung.  
 
Berufsgymnasien sollten schulorganisatorisch möglichst an Berufsschulen angegliedert 
sein um die gemeinsame Nutzung von vorhandenen Fachräumen oder Fach-personal, 
herzustellen. Darüber hinaus erleichtert die schulorganisatorische Anbindung an die 
Berufsschule die Bereitstellung von Zusatzqualifikationen, wie z.B. ausbildungsbe-
gleitender Fachhochschulreifeunterricht in Teilzeitform an der Berufsschule. 
 
 
   Schritt : „Neues Lehrerleitbild entwickeln“ 
 

• Die gesellschaftliche Anerkennung der Lehrer muss verbessert werden. 
• Die Zusammenarbeit der Lehrer mit anderen schulrelevanten Professionen wird 

institutionalisiert. 
• Die Kompetenzen der Lehrer nicht nur als „Wissensvermittler“, sondern auch als 

„Lebensberater“ werden ausgebaut. 
• Es wird ein einheitliches Grundstudium für alle Lehrer eingeführt, das gesamte 

Studium wird pädagogischer und praxisorientierter ausgerichtet. 
• Die unterschiedliche Wertigkeit/Bezahlung der Lehrer verschiedener Schulen 

wird abgeschafft. 
 
        Bessere Lehrer/-innenbildung für besseren Unterricht 
 

•  Stärkung der Professionalität der Lehrkräfte u.a. durch Erweiterung des Praxis-
bezugs vom Beginn des Studiums an. 

•  Weiterentwicklung und Aufwertung der Erziehungswissenschaften zu Bil-
dungswissenschaften mit einem starken Gewicht schulpraktischer Themen. 

•  Ausbau und Stärkung der Fachdidaktiken als Verbindung zwischen Fachtheorie 
und Unterrichtsbezug. 

•  Stärkere Verzahnung von bildungswissenschaftlicher, fachwissenschaftlicher 
und praktischer Ausbildung. 

•  Einbeziehung des Bologna-Prozesses. 
•  Polyvalenz der Lehrerausbildung, so dass mit den im Studium erworbenen Quali-

fikationen unterschiedliche Studien- und Berufsziele erreichbar sind, wobei 
schon innerhalb der Bachelorphase fach- und erziehungswissenschaftliche Stu-
dieninhalte miteinander verbunden werden. 

•  Entwicklung curricularer bildungs- und fachwissenschaftlicher Standards für die 
Lehrer-/innenbildung. 
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Elemente des Konzepts der Lehrer/-innenbildung sollen sein: 
 
Verzahnung der Ausbildungsphasen: Praxis von Anfang an 
Die erste Ausbildungsphase findet an der Universität statt. In einem dualen Studien- und 
Ausbildungskonzept erfolgt von Beginn des Studiums die Kooperation der fach-
wissenschaftlichen, bildungswissenschaftlichen und schulpraktischen Ausbildungs-
phasen unter Beteiligung von Schulseminaren und Schulen. 
 
Lehrerbildungszentren: Koordinierung und Planung 
Lehrerbildungszentren werden an allen Universitäten eingerichtet, die Lehrer/-innen-
bildung anbieten. Die Zentren werden quer zur Struktur der universitären Fachbereiche 
eingerichtet und vertreten übergreifende Interessen der Lehrer/-innenbildung. Verant-
wortliche der Universitäten und der Studienseminare erarbeiten Inhalte und Organisati-
on der Ausbildung zusammen. 
 
Bachelor-Master-Struktur: Chance zur Reform 
Das Bachelor-Studium bietet schulartübergreifende und schulartbezogene Studien-
inhalte. Daran schließt sich ein vertiefendes Masterstudium an. Das Studienangebot wird 
mit Teilzertifizierungen und ECTS-Punktesystem modularisiert. Die Staatsprüfungen 
werden abgeschafft und durch den Masterabschluss ersetzt. 
 
Polyvalenz: Durchlässigkeit der Ausbildung  
Die im Studium erlangten Qualifikationen ermöglichen breite berufliche Einsatzmöglich-
keiten. Mit den schulartübergreifenden Inhalten im Bachelor-Studium sind Vertiefungs-
studieninhalte für verschiedene Schulformen zu verknüpfen. Im Anschluss an das Bache-
lor-Studium ist auch ein vertiefendes Fachstudium oder eine außer-schulische berufliche 
Tätigkeit möglich. 
 
Bildungswissenschaft: Grundlage mit Stellenwert 
Die Erziehungswissenschaften werden zu Bildungswissenschaften mit einem starken 
Gewicht schulpraktischer Themen wie Methodik, Diagnostik und Bildungsplanung wei-
terentwickelt. Der Bildungswissenschaft muss als Grundlagenwissenschaft der Leh-
rer/innenbildung ein entsprechender Stellenwert eingeräumt werden. 
 
Stärkung der Fachdidaktik: Wissenschaftlich auf hohem Niveau 
Das fachwissenschaftliche Studium behält den bisherigen Umfang. Die Fachdidaktiken 
und Bildungswissenschaften werden aufgewertet und bekommen im Studium ein stär-
keres Gewicht. Didaktisches Wissen muss Grundlage des Studiums der Lehrer/-innen 
aller Schularten sein. 
 
Curriculare Standards: Verlässliche Qualifikation  
Curriculare Standards werden als Vorgaben für die Erstellung von Studienplänen der 
Hochschulen erstellt. Künftige Lehrerinnen und Lehrer sollen verlässliche Qualifikationen 
für ihren Berufsalltag an der Schule erwerben, dabei sollen Leitbild, Inhalte und Studien-
module der Ausbildung festgelegt werden. Leitlinien für das Fach Bildungswissenschaf-
ten werden mit den curricularen Standards beschrieben. 
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Gleichwertigkeit aller Lehrämter: Leistung macht sich bezahlt 
Die Lehrerinnen und Lehrer aller Schularten werden gleichwertig eingestuft. Beruflicher 
Aufstieg wird über Leistung ermöglicht. 
 
Fort- und Weiterbildung: Lebensbegleitendes Lernen für alle 
Die Fort- und Weiterbildung der Lehrer-/innen wird ausgebaut und vertieft. Lehrer/-
innen werden zur regelmäßigen Fort- und Weiterbildung verpflichtet. 
 
Quelle: Antrag des AK Hochschule der SPD-Landtagsfraktion 
 
 
Schritt :  
„ Bessere Rahmenbedingungen für Eltern, Schüler und Schulträger“ 
 

• Der weitere Ausbau von Ganztagsschulen ist zur Verbesserung der Pädagogik 
unabdingbar und sichert die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 

• Die Eltern und Schüler erhalten durch ein Mitbestimmungsgesetz echte Mitwir-
kungsmöglichkeiten. 

• Die Schulfinanzierung wird so verändert, dass Sachaufwandsträger nicht immer 
stärker belastet, sondern entlastet werden. Die Schulen werden besser ausges-
tattet. 

• Die Lernmittelfreiheit bleibt uneingeschränkt erhalten. 
 
Schule ist nicht nur eine Immobilie, die man einfach nur verwalten kann. Schule ist ein 
komplexer Organismus, zu dem viele Mitwirkende gehören. Für alle Beteiligten, insbe-
sondere Schülerinnen und Schüler, Lehrerinnen und Lehrer, Eltern und Sach-
aufwandsträger, muss die gemeinsame Sache, nämlich die Gestaltung einer Bildungspo-
litik, die unsere Kinder möglichst gut auf ihr Leben und auf ihre berufliche Tätigkeit vor-
bereitet und unserer Gesellschaft insgesamt die Zukunft sichert, oberste Priorität haben. 
Dazu müssen die Rahmenbedingungen für die Beteiligten so gestaltet sein, dass sie mo-
tiviert ihren Beitrag leisten. Dazu gehören gesetzlich verankerte, wirkliche Mit-wirkungs- 
und Mitbestimmungsrechte für die Eltern und natürlich auch für die Schülerinnen und 
Schüler.  
Die mit dem Sachaufwand betrauten Kommunen dürfen ebenso wenig finanziell über-
fordert werden wie die Kommunen, die selbst Schulträger sind. Schule ist vorrangige 
Aufgabe des Freistaates. So muss das Schulfinanzierungsgesetz einen voll-ständigen 
Ersatz der Personalkosten gewährleisten und für ausreichende Kostenerstattung für 
Schülerbeförderung und Sachaufwand sorgen. Lernmittel- und Schulwegkostenfreiheit 
sind Grundelemente des staatlichen Bildungsauftrags - diese Kosten dürfen nicht auf die 
Eltern abgewälzt werden.  
Weiterhin ist die Ganztagsschule eine Schulform, die sowohl die intensivere und indivi-
duellere Förderung von Schülerinnen und Schülern ermöglicht als auch die Eltern bei der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf unterstützt. 
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Schritt 1:  
„Besserer regionaler Bezug“ 
 
Jede Schule kann und soll ihr eigenes Schulprofil unter der Berücksichtigung regionaler 
und sozialer Strukturen erarbeiten und somit ihr pädagogisches Profil und ihre Individua-
lität manifestieren. So entwickelt sich Schule zu einem regionalen bzw. stadtteilbezoge-
nen Lern- und Lebenszentrum und wird dem ganzheitlichen Bildungsanspruch gerecht. 
 
Mit leitenden Werten, Fächern oder Lernbereichen setzt die Einzelschule Schwerpunkte: 
im praktischem und handlungsorientiertem Lernen, im mathematisch-natur-
wissenschaftlichen Bereich, bei künstlerisch-musikalischen Aspekten, bei Konflikt-
deeskalation und Gewaltprävention, im ökologischen Bereich u.ä. 
 
Die Einzelschulen fixieren ein Schulprogramm, gewissermaßen das “Grundgesetz der 
jeweiligen Schulen”, das der Schulaufsichtbehörde, der Schulgemeinde, aber auch einer 
breiteren Öffentlichkeit bekannt gegeben wird. Eltern und Schüler/innen dient das Pro-
gramm als Orientierungshilfe. Ein Schulprogramm beschreibt zum Beispiel die Formen 
von Teamarbeit, von Kooperation in bestimmten Fächern, Projektarbeit u. ä.  
 
Die Entwicklung von schuleigenen Arbeits- und Lehrplänen und Stundentafeln, die Lern-
gruppenbildung, die Zeitgestaltung oder die Pausengestaltung, erweiterte Angebote im 
Nachmittagsbereich gehören in die Regie der einzelnen Schule.  
 
Im Sinne der Öffnung der Schule passt sich die Schule den besonderen Biographien ihrer 
Schülerschaft und deren kulturellen Erziehungsbedingungen an, aber auch regionalen 
Traditionen und kommunalen Prioritäten. Die regionale Schule arbeitet mit ihrer Umge-
bung (Gemeinde, Wirtschaft, Vereine, Verbände, Kirchen, ...) zusammen.  
 
Selbständige regionale Schulen sollten die ihnen zugewiesenen Mittel eigenverantwort-
lich bewirtschaften können. Im Rahmen einer eigenständigen Haushaltführung kann die 
Schule flexibler, selbstverantwortlicher und auch sparsamer mit den ihr zugeteilten Mit-
teln umgehen. Selbsterwirtschaftete Mittel sollten der Schule weitgehend verbleiben. 
Eine Rücklagenbildung muss möglich sein. 
 
Die einzelne Schule muss auf Personalzuweisung Einfluss nehmen können. Die Schule 
soll Lehrkräfte und Nicht-Lehrer-Personal, die in ihr Kollegium passen, selbständig ein-
stellen können. 
 
Regionale Schulen sollen über Patenschaften zu Betrieben oder Eltern ihre Finanzierung 
sichern können. Um für eine ausgewogene Verteilung der Mittel zu sorgen, könnte eine 
Stiftung eingerichtet werden, die die Mittel an die Einzelschulen der Region weitergibt. 
 
Alle an der Schule Beteiligten tragen eine gemeinsame Verantwortung für das Gelingen 
der regionalen Schule. Entscheidungsrechte müssen diesem Grundprinzip Rechnung 
tragen. Im Grundsatz soll die Schulkonferenz, in der Schüler, Lehrer und Eltern vertreten 
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sind, mit eigenständigen und gewichtigen Entscheidungsrechten das höchste Beschluss-
organ sein. 
 
 
Schritt 11:  
„ Bessere Finanzausstattung“ 
 
Das bayerische Schulsystem ist chronisch unterfinanziert. 
- steigende Zahl zu großer Klassen mit bis zu  Schülern 
- massiver Unterrichtsausfall von bis zu 1 Prozent der Wochenstunden 
- zu wenig Lehrer für Unterricht, kleinere Klassen, Mobile Reserve 
- unzureichende individuelle Förderung 
- ausgeprägte Bildungsungerechtigkeit, Herkunft prägt Schulkarriere 
- 1% der Schüler verlassen das Schulsystem ohne Schulabschluss   
- Kostenabwälzung auf die Schulstädte, (insb. Personalkosten) 
=> Bayern muss seine Bildungsausgaben deutlich erhöhen. 
 
1,1 Milliarde mehr für Bildung in Bayern,  
in den nächsten  Jahren, unter Berücksichtigung der Inflationsrate! 
 
Die Ausgaben des Freistaates für Bildung liegen bei , Prozent des BIP. Damit liegt Bay-
ern um ,% unter dem Durchschnitt aller deutschen Bundesländer. Schon eine Erhö-
hung der Bildungsausgaben um diese ,% bringt 1,1 Mrd. Euro pro Jahr mehr für Bildung 
in Bayern. Was andere Bundesländer können, sollte den Freistaat nicht überfordern! 
 
Im internationalen Vergleich ist Bayern dann immer noch alles andere als Spitze: OECD-
Aufsteiger und Pisa-Sieger investieren inzwischen ca. , und  Prozent ihres BIP (nur 
öffentliche Ausgaben) für Bildung. 
 
 
Schritt 1:  
„Lernen ein Leben lang“ 
 

• Schule wird mit außerschulischen Angeboten der Jugendarbeit und der Erwach-
senenbildung auch auf regionaler Ebene vernetzt und koordiniert. 

• Die Aus- und Weiterbildung wird mittels eines Qualifizierungspasses nachgewie-
sen. 

• Die Fort- und Weiterbildungsangebote werden evaluiert und zertifiziert (Evalua-
tionsagentur). 

• Das Erwachsenenbildungsgesetz wird den Erfordernissen des „lebenslangen Ler-
nens“ angepasst. Die Finanzierung wird verbessert und langfristig gesichert. 

 
Lernen hört nach Schule, Ausbildung oder Studium nicht auf. Lebenslanges Lernen heißt 
das Schlüsselwort, wenn man auf dem Arbeitsmarkt mithalten, einen Berufs- oder Schul-
abschluss nachholen oder sich einfach persönlich weiterbilden will. Im Rahmen einer 
Gesamtstrategie soll der außerschulische, berufliche und allgemeine Weiterbildungsbe-
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reich im Gesamtbildungssystem mehr Berücksichtigung finden. Wir wollen damit die 
Bildungsteilhabe im Weiterbildungsbereich erhöhen und allen Menschen mehr Chancen 
zur persönlichen, ihren Begabungen entsprechenden gesellschaftlichen und beruflichen 
Entwicklung ermöglichen. 
 
Für die Organisation einer solchen neuen Lernkultur  ist vor allem die Regionale Ebene 
geeignet. Um dies zu erreichen, wird ein bildungsbereichs- und träger-übergreifendes 
Netzwerk mit außerschulischen Angeboten der Jugendarbeit und der Erwachsenenbil-
dung auf regionaler Ebene im Sinne einer  "Lernenden Region" auf- und ausgebaut. Es 
soll eine auf die jeweilige Region zugeschnittene Bildungsinfrastruktur entwickelt und 
konkrete Maßnahmen zur Förderung lebenslangen Lernens umgesetzt werden.   
 
Dazu gehört:  

•  die Transparenz und Vergleichbarkeit der Bildungsangebote und Bildungsanbie-
ter. Hierzu sollten regionalbezogene Weiterbildungsdatenbanken bereitgestellt 
werden (besonders wichtig für individuelle Bildungsnachfrager und kleinere Be-
triebe). 

•  dass Bildungsprozesse initiiert und begleitet werden. Dazu soll kontinuierliche 
Bildungs- und Qualifizierungsberatung stattfinden, die persönlichen Bildungs-
prozesse der Teilnehmer werden durch Bildungsbegleiter unterstützt.  

•  die Qualitätsentwicklung und -sicherung: Qualitätsstandards werden auch in 
der Weiterbildung gesetzt und Angebote evaluiert.  

•  dass vorhandene Benachteiligungen und Bildungsbarrieren abgebaut werden. 
Mit Hilfe von Modulen können Menschen schrittweise Abschlüsse nachholen o-
der auf eine Qualifikation aufbauen. Wichtig sind auch niederschwellige Weiter-
bildungsangebote. 

•  dass die Bildungsqualifikationen in einem persönlichen Qualifizierungspass do-
kumentiert und anerkannt werden können. 

•  dass informelle Lernprozesse im Lebens -und Arbeitsalltag stärker berücksichtigt 
werden. 

Auf diese Weise sollen den Menschen vor Ort mehr Bildungs- und Weiterbildungs-
angebote gemacht werden, die ihren Ansprüchen gerecht werden und für sie Zukunfts-
perspektiven eröffnen.  
 
Berufsschulen, Fachhochschulen und Hochschulen sind als Bildungszentren für Aus- und 
Weiterbildung in die regionale Weiterbildungsinfrastruktur mit einzubinden. Insbeson-
dere die Hochschulen werden ihrer herausragenden  Rolle in der Wissensgesellschaft nur 
gerecht, wenn sie Weiterbildung als dritte Aufgabe neben Erstausbildung und Forschung 
konsequent wahrnehmen und zur Profilbildung nutzen.  
 
Lernzeitansprüche sollen durch gesetzlich oder tariflich garantierte Bildungsfreistellung 
realisiert werden können. Die Finanzierung der Erwachsenenbildung muss den gewach-
senen Ansprüchen zur Weiterbildung entsprechend verbessert und langfristig gesichert 
werden. 
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Zusammenfassung 
 
1. Bessere Pädagogik 
Die “Paukschule” wird durch eine Schule mit individueller Förderung aller Schüler ersetzt. 
 
. Bessere Chancengleichheit  
Jedem Schüler werden unabhängig von Herkunft und sozialer Schicht die gleichen Chan-
cen gewährt. Die persönliche Situation der Schüler wird durch Einführung von Schulsozi-
alarbeit und weitere Maßnahmen berücksichtigt. 
 
. Größere pädagogische und organisatorische Schulautonomie 
Die Wege zum Erreichen der staatlichen Bildungsziele sind in erster Linie Sache der ein-
zelnen Schule. Die Staatszuständigkeit für die Schulen wird im Wesentlichen auf Rah-
mensetzung und unterstützende Aufgaben beschränkt. 
 
. Frühere pädagogische Förderung 
Die Zeit vor der Regelschule wird auch als Bildungszeit betrachtet. Kinderbetreuungs-
einrichtungen werden Teil des Bildungssystems. 
 
. Bessere Schulstrukturen 
Das zergliederte Schulsystem wird durch eine klare Struktur mit besseren Bildungschan-
cen für alle Schüler abgelöst.  
 
. Neues Lehrerleitbild entwickeln 
Die Kompetenzen der Lehrer nicht nur als “Wissensvermittler”, sondern auch als “Le-
bensberater” werden ausgebaut. 
 
. Bessere Rahmenbedingungen für Eltern, Schüler und Schulträger 
Die Eltern und Schüler erhalten durch ein Mitbestimmungsgesetz echte Mitwirkungs-
möglichkeiten. Die Kommunen werden finanziell entlastet. 
 
. Besserer regionaler Bezug 
Alle Schulen erarbeiten eigene Schulprofile unter Berücksichtigung regionaler und sozia-
ler Strukturen. 
 
. Bessere Finanzausstattung 
Die Bildungsinvestitionen des Freistaates werden deutlich erhöht. Eine schrittweise An-
gleichung an nationale und internationale Vorbilder ist das Ziel. 
 
1. “Lebenslanges Lernen“ 
Bildung endet nicht mit dem Schulabschluss. Schule wird mit Angeboten der Jugend-
arbeit und der Erwachsenenbildung vernetzt und koordiniert. 
 
 
 


